
Das Elterngeld hat jüngst seinen zehnten Geburtstag gefeiert 
– und wie das bei runden Geburtstagen so ist, wurde Bilanz 
gezogen. Dabei hieß es auch, das Elterngeld sei gescheitert, 
oder, wie jüngst in der FAZ zu lesen war, „entzaubert“, da 
es nicht zu einem bedeutenden Anstieg der Geburtenrate 
geführt habe. Trotz Elterngeld habe Deutschland das „be-
standerhaltende“ Niveau von zwei Geburten pro Frau nicht 
erreicht. Fast könnte man meinen, es sei die einzige Frage, 
von deren Antwort es abhängt, ob das Elterngeld ein Erfolg 
oder Misserfolg ist: Hat es die Geburten erhöht? Mit Blick 
auf unsere alternde Gesellschaft und höhere Geburtenraten 
in manchen Nachbarländern mag das verständlich sein. Mit 
Blick auf die eigentlichen Ziele des Elterngeldes ist es das 
aber nicht. 

Denn in der Begründung des Elterngeldgesetzes ist das Ziel 
einer höheren Geburtenrate allenfalls indirekt zu finden. 
Es ging um viel mehr: Erstens sollte das Elterngeld die 
Einkommen und damit wirtschaftliche Stabilität von Familien 
stützen. Vielfältige Studien zeigen, dass dies für das erste 
Lebensjahr von Kindern erreicht wurde: Die Mehrheit der 
Familien hat durch das Elterngeld ein höheres Nettoeinkom-
men. Zweitens sollte das Elterngeld es  Eltern ermöglichen, 
direkt nach der Geburt mehr Zeit mit ihren Kindern zu 
verbringen – in einer Phase, in der das besonders wichtig 
ist. Tatsächlich ist die Erwerbstätigkeit von Müttern im 
ersten Lebensjahr leicht zurückgegangen. Drittens sollte das 
Elterngeld bewirken, dass Mütter früher in den Arbeitsmarkt 
zurückkehren und die im internationalen Vergleich langen Er-
werbspausen reduziert werden. Tatsächlich hat die Erwerbstä-
tigkeit im zweiten Lebensjahr nach der Geburt zugenommen 
und die Erwerbspausen haben insgesamt abgenommen. Dies 
wiederum ermöglicht langfristig ein höheres Erwerbs- und 
Alterseinkommen. Das Elterngeld kann also auch langfristig 
wirken, was sich zehn Jahre nach der Einführung noch gar 
nicht messen lässt. Viertens werden mit dem Elterngeld 
gleichstellungspolitische Ziele verfolgt: Väter sollen sich 

stärker an der Erziehungsarbeit ihrer Kinder beteiligen. Wenn 
man bedenkt, dass die Beteiligung von Vätern, die Elternzeit 
nehmen, von drei auf 34 Prozent gestiegen ist, ist das durch-
aus ein bemerkenswerter Anstieg, auch wenn 66 Prozent der 
Väter nicht in Elternzeit gehen. Aber was erwartet man von 
einer Leistung, die erst zehn Jahre alt ist? Dass sie jahrhun-
dertelang etablierte Normen mit einem Schlag verändert? 
Dennoch hat das Elterngeld bereits zur Veränderung sozialer 
Normen beigetragen, die mittel- bis langfristig weitere Verän-
derungen nach sich ziehen werden. Mütter kehren schneller 
in den Arbeitsmarkt zurück und immer mehr Väter nehmen 
Elternzeit, auch wenn es im Mittel nur drei Monate sind.

Es gab und gibt also jede Menge mehr Ziele als eine höhere 
Geburtenrate. Zudem: Inwiefern kann man ernsthaft erwar-
ten, dass Einkommenstransfers, die auf das erste Lebensjahr 
von Kindern abzielen, Geburtenraten deutlich steigern? 
Selbst die vielfach als unrealistisch gescholtene ökonomische 
Theorie unterstellt Individuen nicht, dass sie langfristige 
Entscheidungen ausschließlich an kurzfristigen Einkommens-
zuwächsen ausrichten. Die Entscheidung für Kinder hängt 
von mehr ab: vom Gesamtpaket, also dem Zusammenspiel 
der vielen familienpolitischen Maßnahmen, und von anderen 
Politikfeldern wie der Arbeitsmarkt- oder Bildungspolitik. 

Fakt ist auch, dass die Geburtenrate in den letzten Jahren 
tatsächlich gestiegen ist, von 1,34 Kinder pro Frau im Jahr 
2005 auf 1,5 Kinder zehn Jahre später. Dass dies nicht nur 
ein Effekt des Elterngeldes ist, sondern auch andere familien-
politische Leistungen wie der Kita-Ausbau und vielleicht 
auch der Ausbau der Ganztagsschule eine Rolle spielen, 
kann empirisch gezeigt oder zumindest stark vermutet 
werden. Wenn sich Familienpolitik auch als Demografiepoli-
tik versteht, dann ist sie gut beraten, sich nicht nur an einer 
Leistung zu orientieren. Umgekehrt will Familienpolitik mehr 
als nur die Demografie beeinflussen. Und in diesem Sinne 
gibt es weiterhin viel zu tun – trotz Elterngeld!
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